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Von Ruedi Baumann
Zürich – Die persönlich adressierten 
Briefe an die Zürcher Autohalter polari-
sieren. Aufgestossen ist vielen nicht nur 
der Aufruf, Ständerätin Diener (GLP) ab-
zuwählen, weil sonst der Benzinpreis 
auf vier Franken ansteigen würde. Für 
den grossen Ärger sorgt die Behauptung 
von Auto-Partei-Gründer Michael Dre-
her, er habe «alle Autohalter mit ZH-
Schildern» angeschrieben (TA vom Don-
nerstag). Viel gestellte Frage: Wo haben 
Dreher und seine Leute diese Adressen 
her? Bereits wurden Ombudsmann und 
Datenschutzbeauftragter eingeschaltet.

Die Spurensuche ist nicht einfach. Die 
naheliegendste Vermutung führt zum 
Strassenverkehrsamt. Doch Fehlanzeige! 
«Ausgeschlossen, das kommt nicht in-
frage», sagt Vizechef Claude Giacometti. 
Die Zeiten des beliebten Autoindexes in 
Buchform sind seit 1997 vorbei. Halteraus-
künfte dürfen gemäss Datenschutzgesetz 
nicht für kommerzielle Zwecke erfolgen. 
«Sonst würde jede Garage kommen», sagt 
Giacometti. Deshalb ist die Halterabfrage 
auch über Internet stark eingeschränkt. 
Nach einem Login mit Prüfziffer kann nur 

eine ZH-Nummer aufs Mal abgefragt wer-
den – und maximal fünf pro Tag. Wer alle 
650 000 ZH-Nummern abfragen möchte, 
bräuchte dafür über 300 Jahre.

Zweiter Versuch bei SVP-Parteipräsi-
dent Alfred Heer: «Die SVP hat mit die-
sem Brief nichts zu tun, wir haben die-
sen auch nicht finanziert», sagt Heer. Die 
Idee zu einer Breitseite gegen Diener 
 wegen ihrer autofeindlichen Haltung sei 
 allerdings an einer SVP-Delegiertenver-
sammlung entstanden. Schliesslich sei 
es die Aufgabe der Politik, die Position 
von Kandidaten für wichtige Ämter öf-
fentlich aufzuzeigen. Als Parteipräsi-
dent, so Heer, könne er den Inhalt des 
Abwahlbriefes voll unterstützen.

Freunde der SVP als Sponsoren
Dritter Versuch bei Michael «Mike» Dre-
her: Der Ex-Autopartei-Nationalrat, 
heute Mitglied der SVP, ist als Präsident 
der Auto-Allianz der offizielle Absender 
des Briefes, auch wenn sein Name  da-
rin nicht erwähnt wird. «Die Adressen 
für den Versand haben wir bei einer 
Agentur gekauft», sagt Dreher. Der 
Sponsor für die Aktion gehöre «zu den 

Freunden der SVP». Namen und Kosten 
aber will Dreher nicht herausrücken. 
Nur so viel: Für Recherchen zum Stimm-
verhalten von Verena Diener als Natio-
nalrätin von 1988 bis 1995 hatte Dreher 
– vulgo Aal – zwei Mitglieder seiner Mit-
telschulverbindung Scaphusia Schaff-
hausen angestellt.

Blocher-Inserat inklusive
Gestaltung, Druck und Versand des Brie-
fes sind laut Dreher von einer Werbe-
agentur übernommen worden. Er selber 
habe nur das «Nihil obstat» gegeben – 
was in der katholischen Kirche eine Un-
bedenklichkeitserklärung ist. Ob es sich 
bei dieser Agentur um die Firma Goal 
von SVP-Werber Alexander Segert han-
delt, will Dreher nicht offenlegen. Jeden-
falls ist auf der Rückseite des Briefes die 
umstrittene Blocher-Wahlwerbung mit 
der durchgestrichenen zweiten Linie auf 
dem Stimmzettel aufgedruckt.

Dass weder Dreher noch die SVP offi-
zielle Daten geklaut haben, wird auch 
aus den zahlreichen Leserreaktionen 
klar. Da haben nämlich etliche Leute 
einen Brief bekommen, die in ihrem 

 Leben noch nie ein Auto besassen. Und 
eifrige Autofahrer gingen leer aus.

Die vierte Station auf der Suche nach 
dem Datenlieferanten bringt wohl die 
 Lösung. «Potenzial orientierte Vertriebs-
netzoptimierung» heisst das Zauberwort. 
Adressenbroker liefern eine Annäherung 
an die Vorgabe «Autohalter mit ZH-Num-
mern». Gazmend Shabani von der Direkt-
marketingfirma AZ Direct erklärt: Grund-
stamm können die Daten des letzten 
Autoindexes von 1997 sein. «Wer einmal 
ein Auto hatte und noch im fahrfähigen 
Alter ist, wird wohl noch immer eines 
 haben.» Diese Daten können verknüpft 
werden mit den offiziellen Telefonbuch-
einträgen sowie vermuteten Einkom-
mensklassen, Wohnsituation, Alter und 
vielen anderen Kriterien.

Datenbroker können beliebige Profile 
liefern – von bodenständig bis innovativ. 
Bei Autohaltern seien die Daten «recht 
zuverlässig», sagt Shabani. Billig sind sol-
che Aktionen nicht. Adresse, Druck, Ein-
packen und Versand kosten rund einen 
Franken pro Brief. Die Kampfaktion 
gegen Verena Diener dürfte also um eine 
halbe Million Franken gekostet haben.

Anti-Diener-Kampagne: Wie kam die 
SVP an die Adressen der Autofahrer?
Der Massenbrief mit der Aufforderung zur Abwahl von Ständerätin Verena Diener ist vielen in den 
falschen Hals geraten. Klar ist, dass die Autolobby vom Strassenverkehrsamt keine Adressen erhalten hat.

Der Absender des Briefes: Auto-Partei-Gründer «Mike» Dreher. Die Angegriffene: Ständerätin Verena Diener (GLP). Fotos: Keystone

Zürichs Aussenwerbung  
zu reduzieren, würde den 
Bruch mit einer langen  
Tradition bedeuten, sagt  
Beat Holenstein von der APG.

Mit Beat Holenstein  
sprach Beat Metzler 

Herr Holenstein, die IG Plakate 
Raum Gesellschaft und linke  
Politiker wollen die Plakatierung in 
Zürich reduzieren (TA von gestern).
Das ursprüngliche Ziel der IG ist es, die 
Plakatierung völlig zu verbannen. Das 
stand lange so auf der Website. Von Ver-
boten oder einer Reduktion halten wir 
gar nichts. Die Forderung ist unsinnig 
und gefährdet Arbeitsplätze. Zürich 
kennt eine lange, hochwertige Plakattra-
dition, um die uns Europa beneidet und 
die fest zum Stadtbild gehört. Das kann 
man nicht einfach abklemmen. 

Es geht auch um den Gewinn der 
APG. Die IG schätzt diesen allein mit 
Plakaten auf öffentlichem Grund auf 
15 Millionen Franken in fünf Jahren. 
Diese Zahl ist absurd hoch. Zieht man 
die Miete und alle unsere Zusatzleistun-

gen für Stadt und Kultur ab, beträgt der 
Reingewinn einen Bruchteil davon. Von 
den 2200 öffentlichen Plakatstellen sind 
nur 500 kommerziell wirklich interes-
sant. Die restlichen haben das kleine 
Weltformat. 500 davon bewirtschaften 
wir kostenlos für Kulturinstitute. Einen 
Grossteil des Restes vergeben wir zu 
sehr tiefen Tarifen an Gewerbe und Ver-
anstalter. Damit erfüllen wir einen wich-
tigen öffentlichen Auftrag. 

Die Gegner sagen, dass sich die 
Bevölkerung über Plakate nervt. 
Dem widersprechen zahlreiche Studien. 
In allen schneiden Plakate als beliebtes-
tes Werbeformat ab, weit vor Fernseh- 
oder Printinseraten. Aber, und da haben 
die Kritiker recht, Plakaten kann man 
nicht ausweichen. Daher muss hier die 
Qualität besonders hoch liegen. 

Was aber nicht immer der Fall ist.
Unter den vielen originellen Plakaten 
finden sich immer auch einige schlechte. 

Wir sind ständig bemüht, die Qualität 
der Standorte zu heben und neue attrak-
tive Träger zu entwickeln. 

Braucht Zürich aus Ihrer Sicht mehr 
Aussenwerbung?
Zürich fährt eine restriktive Bewilli-
gungspraxis, strenger als andere Städte. 
Die Anzahl privater Flächen geht lau-
fend zurück, da in den Neubaugebieten 
Flächen wegkommen und nur wenig 
neue bewilligt werden. Von Wildwuchs 
kann also keine Rede sein. Wir begrüss-
ten eine Lockerung, vor allem was neue 
Werbeformen betrifft. Ich denke da an 
die Mehrfachnutzung eines Standorts, 
dank digitalen oder Drehplakaten.

Trifft der Eindruck zu, dass Plakate 
oft lange hängen bleiben? Dass es 
also zu viele Flächen hat?
Nein, die gebuchte Aushangdauer ent-
scheidet, wie lange ein Plakat bleibt. 
Grundsätzlich sind unsere Zürcher Trä-
ger sehr gut genutzt. Oft wechseln die 
Plakate schon nach einer Woche.

Plakate leben von der  
Öffentlichkeit, die sie betrachtet. 
Diese erhält dafür keinen  
Gegenwert. Braucht es deswegen 
nicht eine Plakatsteuer?

Diese Argumentation ist sehr spitzfin-
dig. Wenn man Gründe für eine neue 
Steuer sucht, findet man sie immer. Für 
Plakatwände wird eine hohe Bewilli-
gungsgebühr eingezogen, die Besitzer 
zahlen ihre sonstigen Steuern in der 
Stadt. Das sollte doch reichen.

In Zürich findet bald die nächste 
Ausschreibung statt. Wird die APG 
wieder mitbieten?
Unser Unternehmen ist seit 1900 hier tä-
tig. Obwohl wir mit dem Verfahren nicht 
ganz einverstanden sind, werden wir 
wohl wieder mitmachen. 

«Europa beneidet Zürich um seine Plakate»

Beat Holenstein
Das Mitglied der Unter­
nehmensleitung arbeitet seit 
1996 bei der Allgemeinen 
Plakatgesellschaft (APG). 

Wallisellen – Die Schulpflege Wallisellen 
hat die Schulpädagogin beurlaubt, die 
eine 14-jährige Schülerin mit ihren eso-
terischen Ideen beeinflusst und sie von 
den Eltern entfremdet hatte (TA vom 
Dienstag). Wie Schulpräsidentin Anita 
Bruggmann sagte, soll eine spezialisierte 
Anwaltskanzlei die Vorfälle mit einer 
Administrativuntersuchung aufarbeiten 
und einen Bericht verfassen, der später 
der Öffentlichkeit vorgestellt werde. Die 
Schulpädagogin bleibe beurlaubt, bis 
die Untersuchung abgeschlossen sei. 
«Die Vorwürfe bedürfen einer grund-
sätzlichen Klärung», so Bruggmann. Sie 
wies auf die Unschuldsvermutung hin, 
die für die Mitarbeiterin gelte.

Das Mädchen hatte behauptet, die 
 Eltern würden es schlagen. Später nahm 
es die Aussagen zurück. Mithilfe der 
Schulpädagogin war die Schülerin ins 
Mädchenhaus eingetreten und blieb 
zwölf Tage lang dort. Nachdem sie spä-
ter erneut Kontakt mit der Sozialpädago-
gin hatte, ging die Schülerin erneut ins 
Mädchenhaus. Danach entzogen die 
 Vormundschaftsbehörden den Eltern 
die Obhut. Inzwischen haben die Behör-
den den Entscheid rückgängig gemacht, 
und das Mädchen lebt wieder bei seiner 
Familie. (sta.)

Sozialpädagogin 
beurlaubt

Zürich – Die Occupy-Paradeplatz-Bewe-
gung will weiterhin auf dem Lindenhof 
bleiben. Die Aussprache einer sechsköp-
figen Delegation mit Vertretern des Poli-
zeidepartements hat zu keiner Einigung 
geführt. Heute Freitag wird es zu einem 
erneuten Treffen kommen: Um 17 Uhr  
spricht Stadtrat Daniel Leupi (Grüne) mit 
Repräsentanten der Bewegung, wie diese 
in einer Mitteilung schreiben. 

Am gestrigen Treffen haben die Ver-
treter des Polizeidepartements laut des-
sen Sprecher Reto Casanova erklärt, 
dass die Polizei keine weitere Besetzung 
von öffentlichem Grund akzeptieren 
werde. Bis Sonntag um Mitternacht 
müsse das Camp geräumt werden. Dort 
halten sich rund 50 Personen auf. Casa-
nova hat der Delegation aber erläutert, 
welche anderen Möglichkeiten vorhan-
den seien, um auf ihre Anliegen hinzu-
weisen – beispielsweise mit bewilligungs-
pflichtigen Demonstrationen, Mahnwa-
chen oder Standaktionen. Zudem habe 
man den Aktivisten angeboten, ihnen bei 
der Suche nach einem Raum für die Voll-
versammlungen zu helfen. Die Occupy-
Delegation habe die Vertreter des Poli-
zeidepartements aber nicht als Verhand-
lungspartner akzeptiert, sondern nur als 
Gesprächspartner. Dies, weil weder Da-
niel Leupi noch Stadtpräsidentin  Corine 
Mauch (SP) anwesend waren. (hoh)

Aussprache führte  
zu keiner Einigung 
auf dem Lindenhof
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Überparteiliches Komitee Christoph Blocher in den Ständerat
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Anmerkung der IG PRG: Vieles was Herr Holenstein sagt, ist hanebüchener Unsinn. Europa beneidet Zürich keineswegs um seine Plakate. Arbeitsplätze gefährden die Plakatgesellschaften selbst, 
indem sie den Informationsmedien wichtige Werbeeinnahmen abschöpfen. Ausserdem installieren sie immer mehr Video-Bildschirme, damit sie sich auch die tiefen Löhne der Plakateure sparen 
können. Wenn die APG nicht 15 Millionen Franken verdient, dann ist sie selber Schuld. Möglich wäre es durchaus. Und einmal mehr zitiert Herr Holenstein eine Studie falsch. Plakate werden als 
am wenigsten störend bezeichnet, nicht als am beliebtesten. Gründe dafür gibts viele, in erster Linie weil die Menschen gelernt haben, Plakate auszublenden, was im TV nicht so gut funktioniert. 
Weiter gibt es sehr wenige originelle Plakate, dafür sehr viele schlechte. Die Bewilligungsgebühr ist nicht sehr hoch. Innert eines Quartals kann die Plakatgesellschaft diese durch Vermietung wieder 
einholen. Ausserdem deckt die Bewilligungsgebühr nur die effektiven Aufwände der Verwaltung. Sie macht keinen Gewinn damit. 


